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trag beim Gericht eingegangen sein muß, maßgeb­
lich. Dies gilt ebenso, wenn das Gericht das Haupt­
verfahren kurzfristig eröffnet und die Ladungsfrist 
gern. § 204 Abs. 2 abkürzt (vgl. Beckert, NJ, 1979/10,
S. 458). Die Orientierung, den Schadenersatzantrag 
unter Beachtung der Ladungsfrist zuzustellen, be­
deutet nicht, daß die Zustellung unterbleiben soll, 
wenn diese Frist aus besonderen Gründen nicht ein­
gehalten werden kann. Wird der Antrag so spät ein­
gereicht, daß die Ladungsfrist nicht mehr eingehal­
ten werden kann, ist dieser sofort nachzusenden, um 
dem Angeklagten die Möglichkeit zu geben, sich 
über seine Erklärung, ob er der nachträglichen Ein­
beziehung des Antrags in das Verfahren zustimmt, 
schlüssig zu werden (vgl. Müller/Stranovsky/Willa- 
mowski, NJ, 1975/6, S. 159).

1.4. Ein Anspruch, der anderweitig anhängig oder 
über den bereits entschieden ist (z. B. in einem zivil­
oder arbeitsrechtlichen Verfahren), muß als unzu­
lässig abgewiesen werden. Zur Abweisung wegen 
Unzulässigkeit vgl. § 31 Abs. 1 Ziff. 5 ZPO. Wird be­
kannt, daß der Anspruch in einem anderen Verfah­
ren anhängig ist oder daß über ihn bereits entschie­
den wurde, ist der Antragsteller zu einer Erklärung 
aufzufordern und ihm die Möglichkeit zu geben, zur 
Vermeidung einer Abweisung seiner Forderung (vgl. 
Anm. 5.2. zu § 242) die Rücknahme des Antrags zu 
erklären. Gleiches trifft zu, wenn sich der Ange­
klagte und der Geschädigte verbindlich gerichtlich 
(z. B. auch vor einem gesellschaftlichen Gericht) ge­
einigt haben. Auch bei außergerichtlicher Einigung 
ist der Geschädigte aufzufordern, sich über die Auf­
rechterhaltung seines Antrags zu erklären.

1.5. Die Einbeziehung eines später gestellten Antrags
in das Verfahren betrifft die nach Eröffnung des 
Hauptverfahrens bis zum Schluß der Beweisauf­
nahme (vgl. § 238 Abs. 1) mündlich oder schriftlich 
vorgebrachte Schadenersatzforderung. Das Gericht 
prüft bei einem solchen Antrag, ob die Einbezie­
hung im Hinblick auf die notwendige Konzentra­
tion des Strafverfahrens möglich ist. Ist das nicht 
der Fall (z. B. bei einem umfangreichen, kompli­
zierte Prüfungen erfordernden Schadenersatzan­
trag), hat das Gericht durch unanfechtbaren Be­
schluß festzustellen, daß der Schadenersatzantrag 
nicht in das Strafverfahren einbezogen wird (vgl. 
Herzog/Kermann/Willamowski, NJ, 1975/15,

S.445). Der Antragsteller ist zu belehren, daß er sei­
nen Antrag auf zivilrechtlichem Weg geltend 
machen kann. Ist der Antrag zwar nach der Eröff­
nung des Hauptverfahrens eingegangen, wird er 
aber noch innerhalb der Ladungsfrist dem Ange­
klagten zugestellt (vgl. § 204 Abs. 1 und 2), bedarf es 
dessen Zustimmung nicht. In allen anderen Fällen 
(z. B. auch im beschleunigten Verfahren) ist die Zu­
stimmung des Angeklagten erforderlich. Wurde es 
fehlerhaft unterlassen, dem Angeklagten den Scha­
denersatzantrag zuzustellen, oder werden andere 
Rechte des Angeklagten nicht gewahrt, so daß es zu 
keiner antragsgemäßen Entscheidung über den 
Schadenersatz kommen kann, hat der Geschädigte 
kein prozessuales Beschwerderecht. Soweit es nach 
dem Stand des Verfahrens möglich ist, sind die ver­
säumten Prozeßhandlungen (z. B. sofortige Zustel­
lung des Antrags, Belehrungen, Einbeziehung durch 
Beschluß) nachzuholen. In den übrigen Fällen ist 
der Geschädigte darauf hinzuweisen, daß er seine 
Forderung durch Erhebung der Klage gegen den 
Schädiger in einem Zivil- oder Arbeitsrechtsverfah­
ren geltend machen kann.

2.1. Das Antragsrecht des Staatsanwalts, zugunsten 
des Geschädigten oder des Regreßberechtigten selb­
ständig Schadenersatz zu fordern, ist gegeben, wenn 
der Geschädigte Rechtsträger von sozialistischem 
Eigentum ist oder wenn die Voraussetzungen des 
§ 17 Abs. 2 vorliegen (z. B. bei Regreßansprüchen 
der Staatlichen Versicherung der DDR). Der Staats­
anwalt kann im Interesse des sozialistischen Eigen­
tums auch in einer anderen Höhe als der in dem An­
trag des Geschädigten oder des Regreßberechtigten 
beanspruchten und ohne dessen Zustimmung Scha­
denersatz geltend machen. Dem Gericht können so­
mit ausnahmsweise auch zwei Anträge auf Schaden­
ersatz wegen derselben strafbaren Handlung zur 
Entscheidung vorliegen.

2.2. Unter den gleichen Voraussetzungen bedeutet, 
daß die Vorschriften, die auf Geschädigte selbst zu­
treffen (z. B. hinsichtlich der zeitlichen Begrenzung 
der Antragstellung oder der Möglichkeit zur Einbe­
ziehung eines später gestellten Antrags), anzuwen­
den sind, wenn der Staatsanwalt selbständig einen 
Schadenersatzantrag geltend macht (vgl. Herzog/ 
Kermann/Willamowski, NJ, 1975/15, S.445f.).
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